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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 10. Juli 1964 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent- 
wurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

„Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren Gang des 
Gesetzgebungsverfahrens der Frage, ob durch den vor- 
liegenden Entwurf nicht neue Wettbewerbsverzerrungen und 
damit neue Nachteile für die inländische Wirtschaft entstehen 
können, ihre besondere Aufmerksamkeit zu widmen." 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates vom 10. Juli 1964 ist als Anlage 2 beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Anlage 1 


Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes 
zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- | 
sen; i 


Artikel 1 

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 1. September 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 791), zuletzt geändert durch das Fünf- 
zehnte Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuerge- 
setzes vom 19. März 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 147), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Ziff. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Ffinter der Zahl „1." wird die Bezeichnung 
„a)" eingefügt. 

b) Der Punkt hinter dem zweiten Satz wird 
durch einen Strichpunkt ersetzt. 

c) Vor dem letzten Satz wird eingefügt: 

„b) die Einfuhr von Seeschleppern und von 
zur Seefahrt geeigneten Schiffen — aus- 
genommen Schwimmbagger — , die dem 
Erwerb durch die Seefahrt zu dienen be- 
stimmt oder seegängige Behördenfahr- 
zeuge sind." 


2. In § 4 erhält die Ziffer 4 folgende Fassung: 

„4. folgende Lieferungen der in der Freiliste 3 
(Anlage 1) bezeichneten Rohstoffe, Halb- 
erzeugnisse und Lebensmittel im Großhan- 
del: 

a) Lieferungen, soweit der Unternehmer 
die Gegenstände erworben, sie nicht 
oder lediglich in einer im anliegenden 
Verzeichnis (Anlage 2) besonders zuge- 
lassenen Weise bearbeitet oder verar- 
beitet hat; 

b) die erste Lieferung nach der Einfuhr, 
wenn der Gegenstand außerhalb eines 
passiven Veredelungsverkehrs im Sinn 
von § 52 des Zollgesetzes eingeführt 
und im Inland, im Freihafen oder im 
Zollanschluß nicht oder lediglich in einer 
im anliegenden Verzeichnis (Anlage 2) 
besonders zugelassenen Weise bearbei- 
tet oder verarbeitet worden ist. 

Die Lieferung eines durch eine besonders 
zugelassene Bearbeitung oder Verarbei- 
tung entstandenen Gegenstands ist nur 
dann steuerfrei, wenn der gelieferte Ge- 
genstand in der Freiliste 3 genannt ist. Die 
Voraussetzungen der Steuerfreiheit sind 


buchmäßig nachzuweisen. Setzt der Unter- 
nehmer Gegenstände auch außerhalb des 
Großhandels um, so tritt die Steuerfreiheit 
für die Lieferungen im Großhandel nur 
dann ein, wenn im letzten vorangegange- 
nen Kalenderjahr entweder 

a) die Lieferungen im Einzelhandel nicht 
mehr als neunzig vom Hundert des Ge- 
samtumsatzes nach § 1 Ziff. 1 und 2 be- 
tragen und die Lieferungen im Groß- 
handel 5000 Deutsche Mark überschrit- 
ten oder 

b) die Lieferungen im Großhandel 500 000 
Deutsche Mark überschritten 

' haben;". 

2a. In § 4 erhält die Ziffer 26 folgende Fassung: 

„26. die Lieferungen im Großhandel von 

a) Erzen, Schwefelkies einschließlich der 
Abbrände, Bauxit und Tonerde; 

b) metallhaltigen Schlacken, Aschen und 
anderen Rückständen, die bei der Ver- 
hüttung auf die unter Buchstaben c und 
d bezeichneten Gegenstände entstanden 
sind; 

c) metallhaltigen Zwischenerzeugnissen, 
soweit diese Gegenstände bei der Ver- 
hüttung entstanden sind und zum weite- 
ren Verhütten auf Edelmetalle, Nicht- 
eisenmetalle oder auf Legierungen aus 
diesen Metallen verwendet werden; 

d) Edelmetallen, Nichteisenmetallen und 
Legierungen aus diesen Metallen, die 
durch Verhütten entstanden sind; 

e) Bruch und Abfällen von Metallen und 
deren Legierungen; 

f) Dolomit, Magnesit, Karnallit, magne- 
siumhaltigen Rückständen, magnesium- 
haltigen Wässern und wasserfreiem 
Magnesiumchlorid, soweit diese Gegen- 
stände für die Verhüttung auf metal- 
lidies Magnesium oder Magnesium- 
legierungen verwendet werden;". 

3. In § 4 wird hinter Ziffer 27 folgende Ziffer 28 
angefügt: 

„28. die Lieferungen, die Herstellung im Werk- 
lohn und die Überlassung zur Nutzung von 

a) Brennstoffelementen für Kernreaktoren 
(aus Zolltarifnr. 84.59); 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache lV/2577 


b) sonstigen plutonium-, uran- oder thori- 
umhaltigen Gegenständen, soweit sie in 
derselben Beschaffenheit oder nach 
einer weiteren Bearbeitung oder Ver- 
arbeitung in einer Anlage der in Buch- 
stabe a bezeichneten Art eingesetzt 
werden;". 

4. In § 4 wird hinter Ziffer 28 folgende Ziffer 29 
angefügt: 

„29. die Lieferungen im Großhandel durch einen 
Unternehmer, der an einem von der Kar- 
tellbehörde nach § 5 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081) erlaubten 
Vertrag oder Beschluß, der die Rationali- 
sierung durch Spezialisierung zum Gegen- 
stand hat, beteiligt ist, wenn 

a) es sich um Gegenstände handelt, auf die 
die erlaubte Spezialisierung sich er- 
streckt, 

b) der Unternehmer die Gegenstände von 
einem an dem erlaubten Vertrag oder 
Beschluß Beteiligten erworben hat, der 
die Gegenstände selbst hergestellt hat, 
und 

c) der Unternehmen die Gegenstände nicht 
bearbeitet oder verarbeitet hat. 

Die Steuerfreiheit wird nur für Lieferungen 
solcher Gegenstände gewährt, die in dem 
Zeitraum erworben worden sind, für den 
die Erlaubnis erteilt ist. Die vorstehenden 
Voraussetzungen müssen buchmäßig nach- 
gewiesen sein." 


5. In § 7 erhält Absatz 3 folgende Fassung: 

(3) Die Steuer ermäßigt sich auf eins vom 
Hundert für folgende Lieferungen der nicht 
unter § 4 Ziff. 4 fallenden Gegenstände im 
Großhandel: 

1. Lieferungen, soweit der Unternehmer 
die Gegenstände erworben und sie 
weder bearbeitet noch verarbeitet hat; 

2. die erste Lieferung nach der Einfuhr, 
wenn der Gegenstand außerhalb eines 
passiven Veredelungsverkehrs im Sinn 
von § 52 des Zollgesetzes eingeführt 
und im Inland, im Freihafen oder im 
Zollanschluß nicht bearbeitet oder ver- 
arbeitet worden ist. 

Die Bundesregierung kann geringfügige und 
auf der Großhandelsstufe übliche Bearbeitungen 
und Verarbeitungen bestimmter Gegenstände 
zulassen, wenn es zur Vermeidung schwer- 
wiegender Nachteile für den betroffenen Wirt- 
schaftszweig erforderlich ist. Die Voraussetzun- 
gen der Steuerfreiheit sind buchmäßig nachzu- 
weisen. Setzt der Unternehmer Gegenstände 
auch außerhalb des Großhandels um, so findet 
der ermäßigte Steuersatz nur dann Anwendung, 


wenn im letzten vorangegangenen Kalenderjahr 
entweder 

1. die Lieferungen im Einzelhandel nicht 
mehr als neunzig vom Hundert des 
Gesamtumsatzes nach § 1 Ziff. 1 und 2 
betragen und die Lieferungen im 
Großhandel 5000 Deutsche Mark über- 
schritten oder 

2. die Lieferungen im Großhandel 
500 000 Deutsche Mark überschritten 

haben." 

6. In § 7 Abs. 5 erhält die Ziffer 1 folgende 
Fassung: 

„l.der im Absatz 2 Ziff. 1 genannten Gegen- 
stände sowie von Milch und Rahm, haltbar 
gemacht, eingedickt oder gezuckert, auf drei 
vom Hundert,". 

7. In § 18 Ziff. 7 werden ersetzt: 

a) die Zolltarifnummer „59.17 D" durch die 
Zolltarifnummer „59.17 C" und 

b) die Zolltarifnummer "59.17 F, G und H" 
durch die Zolltarifnummer „59.17 ■ — D — 11", 

8. In § 20 Abs. 2 Ziff. 2 sind vor dem Wort „Mehl" 
das Wort „Getreide" und ein Beistrich einzu- 
fügen. 

9. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 

aa) erhält Satz 1 die folgende Fassung: 

„Die Bemessungsgrundlage bei der Aus- 
fuhrvergütung ist mit den sich aus den 
nachfolgenden Absätzen ergebenden 
Abweichungen die gleiche wie bei der 
Ausfuhrhändlervergütung (§ 19 Abs. 1 
bis 3)." 

bb) wird Satz 2 gestrichen, 
cc) werden die Sätze 3 bis 6 nunmehr Ab- 
satz 2. 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; in 
diesem Absatz werden die Worte „nach Ab- 
satz 1" durch die Worte „nach den Absät- 
zen 1 und 2 " ersetzt. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Bei einem Wasserfahrzeug, das ohne 
Entrichtung von Ausgleichsteuer eingeführt 
und im Inland bearbeitet oder verarbeitet 
worden ist, sind die nachgewiesenen Kosten 
für diese Bearbeitungen oder Verarbeitun- 
gen die Bemessungsgrundlage. Sie ist zu kür- 
zen um solche Entgelte für Bearbeitungen 
und Verarbeitungen, die bei einem anderen 
Unternehmer Bemessungsgrundlage für die 
Ausfuhrvergütung sind." 
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10. In der Freiliste 3 — Anlage 1 (zu § 4 Ziff. 4) — 
erhält die Ziffer 5 folgende Fassung: 

„5. Erzeugnisse aus Erdöl, Kohle, Ölschiefer 
oder Torf, und zwar 

a) Kraft- und Schmierstoffe sowie flüssige 
Heiz- und Leuchtstoffe, die aus den be- 
zeichneten Rohstoffen oder daraus ge- 
wonnenen Zwischenerzeugnissen herge- 
stellt sind; 

b) Zwischenerzeugnisse, die aus den be- 
zeichneten Rohstoffen hergestellt sind, 
soweit sie zur weiteren Veredelung auf 
Kraft- und Schmierstoffe oder flüssige 
Heiz- und Leuchtstoffe verwendet wer- 
den;". 

11. Im Verzeichnis der besonders zugelassenen Be- 
arbeitungen und Verarbeitungen — Anlage 2 
(zu § 4 Ziff.4) — erhält Buchstabe c folgende 
Fassung: 

„c) die in Ziffer 5 bezeichneten Gegenstände 
aus Erdöl, Kohle, Ölschiefer oder Torf oder 
daraus gewonnenen Zwischenerzeugnissen 
hergestellt werden;". 

12. Die Liste der Waren, die dem ermäßigten Aus- 
gleichsteuersatz von 2,5 vom Hundert unterlie- 
gen — Anlage 3 (zu § 7 Abs. 5 Nr. 2 des Ge- 
setzes) — wird wie folgt geändert: 

a) Es werden aufgenommen: 
aa) die Tarifnummer 

„01.03 Schweine, lebend", 
bb) die Tarifnummer 

„aus 04.01 Milch und Rahm, frisch, we- 
der eingedickt noch ge- 
zuckert, soweit nicht der 
Steuersatz von 1,5 vom Hun- 
dert gilt, z. B. Rahm, Molke, 
saure Milch, Kefir, Joghurt". 

b) In der Tarifnummer aus 07.01 werden hinter 
die Worte „Gemüse und Küchenkräuter, 
frisch" die Worte „oder gekühlt" eingefügt. 

13. In die Liste der Waren, die dem ermäßigten 
Ausgleichsteuersatz von 2 vom Hundert unter- 
liegen — Anlage 4 (zu § 7 Abs. 5 Nr. 3 des Ge- 
setzes) — wird die Tarifnummer „01.02 Rinder 
(einschließlich Büffel), lebend" aufgenommen. 

14. Die Liste der Waren, die dem erhöhten Aus- 
gleichsteuersatz von 6 vom Hundert unterlie- 
gen — Anlage 5 (zu § 7 Abs. 6 Nr. 1 des Ge- 
setzes) — wird wie folgt geändert: 

a) Die Tarifnummer 

„11.07 Malz, auch geröstet" 

wird geändert in 

„aus 11.07 Malz, geröstet". 


b) Die Tarifnummer 

„aus 41.03 Schaf- und Lammleder usw.: 

B-II- anderes" 
wird geändert in 

„aus 41.03 Schaf- und Lammleder usw.: 

aus B-II anderes, ausgenommen 
das in der Anmerkung 
genannte zugerichtete 
Leder". 

c) Die Tarifnummer 

„aus 41.04 Ziegen- und Zickelleder: 

B-II- anderes" 

wird geändert in 

„aus 41.04 Ziegen- und Zickelleder: 

aus B-II- anderes, ausgenommen 
das in der Anmerkung 
genannte zugerichtete 
Leder". 

d) Die Tarifnummer 

„53.07 Sämtliche Waren (A und B)" 
wird geändert in 

„aus 53.07 sämtliche Waren, ausgenommen 
die in der Anmerkung genannten 
Kammgarne". 

e) Es wird die Tarifnummer 

„aus 84.62 aus B — kalibrierte Stahlkugeln" 
aufgenommen. 

15. Die Vergütungsliste — Anlage 7 (zu § 25) — 
wird wie folgt geändert: 

a) In der Position aus 29.25 werden nach dem 
Wort „Acetyl-p-aminosalol" ein Strichpunkt 
gesetzt und die Worte „Textilhilfsmittel, 
Lederhilfsmittel und Hilfsmittel für die Pa- 
pierindustrie" angefügt. 

b) In der dritten Position aus 29.35 werden 
nach dem Wort „Cocarboxylase" ein Strich- 
punkt gesetzt und die Worte „Textilhilfs- 
mittel und Hilfsmittel für die Papierindu- 


strie" angefügt, 
c) Die Position 

„aus 32.08 Diamantine 2" 

wird durch die Position 

„aus 32.08 Diamantine 3" 

ersetzt. 


Artikel 2 

In der Freiliste 1 — Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 der 
Ausgleichsteuerordnung (Durchführungsbestimmun- 
gen zum Umsatzsteuergesetz) vom 19. Januar 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 35), zuletzt geändert durch die 
Dritte Verordnung zur Änderung der Ausgleich- 
steuerordnung vom 20. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1030) — , werden die Tarifnummern 
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„aus 89.01 Seeschiffe^) 

aus 89.02 Seeschlepper 

aus 89.03 aus A — Seeschiff^), ausgenom- 

men Schwimmbagger" 

sowie die Fußnote 1 gestrichen. 


Artikel 3 

In Artikel 5 Abs. 4 des Elften Gesetzes zur Än- 
derung des Umsatzsteuergesetzes vom 16. August 
1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1330) werden die Worte 
„und vor dem 1. Juli 1965" gestrichen. 


Artikel 4 

(1) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 2, 2 a, 4, 
5, 10 und 11 sind anzuwenden auf Lieferungen, die 
nach den in Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkten be- 
wirkt werden. 

(2) Die maßgeblichen Zeitpunkte im Sinn des Ab- 
satzes 1 sind 

1. der 31. Dezember 1963 

zu Artikel 1 Nr. 10 und 11; 

2. der 31. Dezember 1964 

zu Artikel 1 Nr. 2, 2 a, 4 und 5. 

(3) Die Vorschrift des Artikels 1 Nr. 3 ist anzu- 
wenden auf Leistungen, die nach dem 14. April 1962 
und vor dem 1. Januar 1967 bewirkt werden. 


(4) Die Vorschriften des Artikels 1 Nr. 7 bis 9 
und 15 sind auf Ausfuhrvorgänge anzuwenden, die 
nach den in Absatz 5 bezeichneten Zeitpunkten be- 
wirkt werden. 

(5) Die maßgeblichen Zeitpunkte im Sinn des Ab- 
satzes 4 sind: 

1. der 31. Juli 1963 

zu Artikel 1 Nr. 15; 

2. der 25. März 1964 
zu Artikel 1 Nr. 7; 

3. der 31. Dezember 1964 
zu Artikel 1 Nr. 8 und 9. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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Begründung 


I. i 

i 

I 

Allgemeine Begründung j 

Unmittelbarer Anlaß für die Regierungsvorlage ist 
die sich aus internationalen Verpflichtungen (All- 
gemeines Zoll- und Handelsabkommen — GATT — , 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft) ergebende Notwendigkeit der Anpas- 
sung einer Reihe von Umsatzausgleichsteuersätzen 
an die Umsatzsteuerbelastung entsprechender inlän- 
discher Erzeugnisse sowie die aus Gründen der 
Rechtsförmlichkeit erforderliche Übernahme der Be- 
freiung der Einfuhr von Seeschiffen von der Um- 
satzausgleichsteuer — bisher Freiliste 1 — in das 
Umsatzsteuergesetz selbst. Die Bundesregierung be- 
nutzt die Gelegenheit dieser Vorlage, um eine Reihe 
kleinerer gesetzgeberischer Vorhaben im Umsatz- 
steuerrecht, die nach ihrer Auffassung sachlich drin- 
gend und hinsichtlich ihrer Vorbereitung abgeschlos- 
sen sind, zu verwirklichen. 

Die Bundesregierung ist nach wie vor der Auffas- 
sung, daß auf dem Gebiete der Umsatzsteuer die 
Verabschiedung der großen Umsatzsteuerreform 
durch Einführung einer Nettoumsatzsteuer die drin- 
gendste Aufgabe sei. Sie hat daher in die Regie- 
rungsvorlage nur solche Vorhaben übernommen, 
von denen sie glaubt, daß ihre Verwirklichung die 
Arbeiten an der großen Umsatzsteuerreform nicht 
hemmt oder deren Ergebnisse nicht präjudiziert. 

* 

Bund, Länder und Gemeinden werden nicht mit 
Kosten belastet. Die durch das Gesetz eintretenden 
jährlichen Mindereinnahmen an Umsatzsteuer be- 
tragen rd. 40 Millionen DM. 


II. 

Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 2 

Die Befreiung der Einfuhr von Seeschiffen von der 
Umsatzausgleichsteuer ist seit 1939 über die Frei- 
liste 1 — Anlage 1 zu § 2 Abs. 1 der Ausgleich- 
steuerordnung • — geregelt. Nach § 4 Ziff. 1 UStG 
(im Jahr 1939: § 4 Ziff. 1 b) und § 18 Abs. 1 Ziff. 1 
UStG ist die Bundesregierung ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung die Waren der Freiliste 1 zu be- 
stimmen. Im Jahr 1939 lag diese Ermächtigung beim 
Reichsminister der Finanzen. Die Vorschrift des § 4 
Ziff. 1 UStG beschränkt den Kreis der Waren der 


Freiliste 1 seit jeher auf Roh- und Hilfsstoffe. 
Welche Gründe im Jahr 1939 maßgebend gewesen 
sind, die Steuerbefreiung über die Freiliste 1 und 
nicht durch eine Sonderregelung im Rahmen des § 4 
UStG herbeizuführen, läßt sich nicht mehr feststel- 
len. Inzwischen hat ein Finanzgericht entschieden, 
daß die Aufnahme von Seeschiffen in die Freiliste 1 
keine rechtliche Wirksamkeit habe. Gegen diese 
Entscheidung ist Rechtsbeschwerde eingelegt wor- 
den. Es muß damit gerechnet werden, daß auch der 
Bundesfinanzhof den gleichen Standpunkt einnimmt. 
Dann würde ein unerwünschter und ungerechtfertig- 
ter Rechtszustand eintreten. Es ist ein seit Jahrzehn- 
ten geübter Brauch, daß Seeschiffe auf hoher See, 
also außerhalb des Geltungsbereichs des Umsatz- 
steuergesetzes, übergeben werden, um eine steuer- 
freie Lieferung zu erreichen. Dieser Effekt würde, 
wären Seeschiffe nicht von der Ausgleichsteuer be- 
freit, beim Einlaufen des Schiffes in den Heimathafen 
beseitigt. Es besteht keine Veranlassung, den gel- 
tenden Rechtszustand zu ändern. Um die durch die 
obengenannten Entscheidung des Finanzgerichts ent- 
standene Unsicherheit zu beseitigen, empfiehlt es 
sich, Seeschiffe aus der Freiliste 1 herauszunehmen 
und die Befreiung von der Ausgleichsteuer in § 4 
UStG zu regeln. 

Die Befreiung von der Ausgleichsteuer ist wie bisher 
außer für seegängige Behördenfahrzeuge nur für 
solche Seeschiffe vorgesehen, die dem Erwerb durch 
die Seefahrt dienen. Dadurch sind z. B. private see- 
gängige Motorjachten, Segeljachten oder seegängige 
Wassersportfahrzeuge von der Steuerbefreiung aus- 
geschlossen. Steuerfrei sind jedoch Seeschiffe für 
die Hochsee-Fischerei, da sie mittelbar dem Erwerb 
durch die Seefahrt dienen. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 und 5 

Die Neufassungen von § 4 Ziff. 4 und § 7 Abs. 3 
erweitern die bisherigen Steuervergünstigungen für 
die Lieferungen im Großhandel auf die Vorgänge, 
in denen der Unternehmer von ihm im Ausland her- 
gestellte oder verarbeitete oder bearbeitete Gegen- 
stände in das Inland verbringt und liefert. In Be- 
tracht kommen insbesondere ausländische Herstel- 
ler, die ihre Erzeugnisse mit eigenen Fahrzeugen im 
Inland ausliefern oder die im Inland eine unselb- 
ständige Tochtergesellschaft oder ein Konsignations- 
lager unterhalten. In diesen Fällen ist nach bisheri- 
gem Recht neben der Ausgleichsteuer in der Regel 
Umsatzsteuer in Höhe von 4 v. H. des Entgelts zu 
entrichten. Die zweifache Belastung kann u. U. 
höher sein als die Belastung gleichartiger inlän- 
discher Gegenstände. Dieser Gesichtspunkt hat an 
Bedeutung gewonnen, nachdem durch das Zwölfte 
Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes vom 
16. Mai 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 321) die Aus- 
gleichsteuer für eine erhebliche Anzahl von Waren 
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auf 6 V. H. oder 8 v. H. des Warenwerts angehoben 
worden ist. Die Beseitigung dieser Wettbewerbs- 
störungen ist von ausländischen Wirtschaftskreisen 
unter Hinweis darauf gefordert worden, eine solche 
Behandlung verstoße gegen den EWG-Vertrag und 
das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen 
(GATT). Mit der Einbeziehung dieser Vorgänge in 
die Steuervergünstigungen von § 4 Ziff. 4 und § 7 
Abs. 3 wird diese Störung beseitigt. 

Gegenstände, bei denen im Rahmen eines passiven 
Veredelungsverkehrs die Ausgleichsteuer gemindert 
worden ist, oder die nach einer Veredelung oder 
sonstigen Bearbeitung im Freihafen in das Inland 
gelangen, sind wegen der in diesen Fällen gewähr- 
ten ausgleichsteuerlichen Vergünstigungen von der 
Regelung ausgenommen worden. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 a und Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 2 a enthält eine Neufassung der Vor- 
schrift des § 4 Ziff. 26. Durch Artikel 3 wird außer- 
dem die bis zum 30. Juni 1965 befristete Geltungs- 
dauer des § 4 Ziff. 26 des Gesetzes über diesen 
Zeitpunkt hinaus verlängert. Die Vorschrift ist 
durch das 11. Gesetz zur Änderung des UStG vom 
16. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1330) mit Wir- 
kung vom 1. Juli 1961 eingeführt worden. Sie be- 
freit die Ausgangsmaterialien für unedle Metalle 
(Erze, Bruch und Abfälle), die Zwischenerzeugnisse 
bei der NE-Metallgewinnung, die NE-Metalle und 
deren Legierungen von der Umsatzsteuer. Die Um- 
satzsteuerbefreiung dient der Verbesserung der 
Wettbewerbsverhältnisse auf dem inländischen Erz- 
und NE-Metallsektor. Vorher waren die Erzeugnisse 
dieser Industriezweige gegenüber den entsprechen- 
den ausländischen Produkten im Wettbewerb stark 
benachteiligt. Der Anwendungszeitraum der Befrei- 
ungsvorschrift wurde zunächst auf vier Jahre be- 
schränkt, um die weitere Entwicklung der Wett- 
bewerbslage im Erzbergbau und in der NE-Metall- 
industrie abzuwarten. Inzwischen hat sich heraus- 
gestellt, daß die Verhältnisse, die im Jahre 1961 zur 
Einführung der Umsatzsteuerbefreiung geführt ha- 
ben, auch gegenwärtig noch bestehen und daß in 
absehbarer Zeit nicht mit einer Änderung zugunsten 
der betroffenen inländischen Wirtschaftszweige zu 
rechnen ist. Unter diesen Gesichtspunkten ist es ge- 
rechtfertigt, die Umsatzsteuerbefreiung über den 
30. Juni 1965 hinaus bestehen zu lassen. Die Neufas- 
sung erweitert die Steuerbefreiung auf die im Groß- 
handel ausgeführten Lieferungen von Edelmetallen 
einschließlich der Ausgangsprodukte. Die Erweite- 
rung ist erforderlich, weil die inländische Edel- 
metallgewinnung von den gleichen Wettbewerbs- 
schwierigkeiten betroffen ist, wie der übrige NE- 
Metallsektor. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die Vorschrift des § 4 Ziff. 28 befreit alle wesent- 
lichen Leistungen im Bereich der Herstellung nu- 
klearer Brennstoffelemente für Kernreaktoren. Durch 
die Befreiung wird auf dem Gebiete der Umsatzsteuer 
die notwendige Wettbewerbsgleichheit zwischen 
der im Aufbau befindlichen inländischen und der 


ausländischen Kernenergiewirtschaft herbeigeführt. 
Ausländische Brennstoffelemente und die für ihre 
Herstellung erforderlichen Ausgangsstoffe sind bei 
der Einfuhr bis zum 31. Dezember 1966 von der 
Ausgleichsteuer befreit. Die Umsatzsteuerbefreiung 
für die im Inland hergestellten Kernenergieprodukte 
ist dementsprechend auch bis zu diesem Zeitpunkt 
befristet worden (vgl. Artikel 3 Abs. 3). 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Unternehmer mit gleichen Produktionsprogrammen, 
die aus Rationalisierungsgründen untereinander 
vereinbaren, ihre Produktion auf bestimmte Gegen- 
stände zu beschränken, verbinden diese Speziali- 
sierungsvereinbarung in der Regel mit der Abrede, 
sich die nunmehr fehlenden Sortimentsteile gegen- 
seitig zu liefern (sog. Kollegenlieferungen). Nach gel- 
tendem Recht sind die internen Kollegenlieferungen 
regelmäßig mit 4 v. H. und die anschließende Wei- 
terlieferung mit 1 V. H. steuerpflichtig. Die Steuer- 
belastung von 1 V. H. ist geeignet, den Entschluß zu 
volkswirtschaftlich erwünschten Rationalisierungs- 
maßnahmen zu hemmen. Im Interesse der Förde- 
rung der Rationalisierung soll deshalb durch die 
neue Vorschrift die Steuerpflicht der Weiterliefe- 
rung der im Wege der Kollegenlieferung erworbe- 
nen Gegenstände mit 1 v. H. beseitigt werden. Die 
Befreiung ist jedoch zur Vermeidung unüberseh- 
barer Ausweitungen beschränkt auf die Beteiligten 
eines von der Kartellbehörde erlaubten Vertrages 
oder Beschlusses i. S. des § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 27. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1081). Sie wird nicht ge- 
währt, wenn der Unternehmer die von den Betei- 
ligten erworbenen Gegenstände vor der Weiter- 
lieferung be- oder verarbeitet. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 2. 

Zu Artikel 1 Nr. 6, Nr. 12 Buchstabe a und Nr. 13 

Auf Grund der durch das Achte Gesetz zur Ände- 
rung des UStG vom 26. November 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 882) geänderten Ziffer 19 des § 4 sind 
die nach dem 31. März 1956 erfolgten Lieferungen 
von innerhalb eines landwirtschaftlichen Betriebs 
im Inland erzeugten Gegenstände umsatzsteuerfrei, 
wenn der Erzeuger die Gegenstände selbst liefert. 

In Artikel IV des revidierten Allgemeinen Zoll- und 
Handelsabkommens — GATT — (Abschnitt RR des 
Protokolls von Genf vom 10. März 1955 zur Ände- 
rung der Präambel und der Teile II und III des All- 
gemeinen Zoll- und Handelsabkommens, Deutsches 
Jlandelsarchiv 1955 S. 2304, Wortlaut a. a. O. S. 2335) 
und in Artikel 95 des Vertrages zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (Bundesge- 
setzbl. 1957 II S. 753) ist die Gleichbehandlung ein- 
geführter ausländischer Waren mit Inlandswaren in 
bezug auf die innere Besteuerung festgelegt (sog. 
Inländerbehandlung ausländischer Waren). Die Um- 
satzausgleichsteuer ist als Äquivalent der Umsatz- 
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Steuer eine innere Steuer und gehört zu den in Arti- 
kel IV des rev. GATT und in Artikel 95 des EWG- 
Vertrages angesprochenen inneren Steuern. Absatz 
3 dieses Artikels verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
spätestens mit Beginn der zweiten Stufe (1. Januar 
1962) die bei Inkrafttreten des Vertrages geltenden 
Bestimmungen aufzuheben oder zu berichtigen, die 
den Vorschriften des Artikels entgegenstehen. 

In Erfüllung dieser Verpflichtung haben die gesetz- 
gebenden Körperschaften im Rahmen des 12. Ge- 
setzes zur Änderung des UStG vom 16. Mai 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 321) die Ausgleichsteuer für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse von 4 v. H. auf die 
der inländischen Gesamtbelastung mit Umsatzsteuer 
in etwa entsprechenden Steuersätze von 2,5 v. H. 
oder 2 v. H. herabgesetzt (Hinweis auf die Anlagen 
3 und 4 zu § 7 Abs. 5 Ziff. 2 und 3 UStG). Nicht 
herabgesetzt wurde — entgegen dem Vorschlag der 
Bundesregierung — der Umsatzausgleichsteuersatz 
für 

Milch und Rahm, frisch, weder eingedickt noch 

gezuckert (soweit nicht der Steuersatz von 1,5 v.H. 
gilt), 

Milch und Rahm, haltbar gemacht, eingedickt oder 

gezuckert, 

lebende Rinder und 

lebende Schweine. 

Für die Einfuhr dieser Waren gilt z. Z. noch der 
Umsatzausgleichsteuersatz von 4 v. H. Dieser Steuer- 
satz ist im Hinblick darauf, daß die Lieferungen des 
Erzeugers umsatzsteuerfrei sind (s. o.), zu hoch. Die 
EWG-Kommission hat den Steuersatz als in Wider- 
spruch zu Artikel 95 und 97 des Vertrages stehend 
bezeichnet. Sie hat angekündigt, deswegen nach 
Artikel 97 Abs. 2 geeignete Richtlinien oder Ent- 
scheidungen an die Bundesrepublik zu richten. Die 
Behauptung der EWG-Kommission, der Ausgleich- 
steuersatz von 4 V. H. sei in den genannten Fällen 
zu hoch, kann nicht widerlegt werden. Es ist des- 
halb erforderlich, die Ausgleichsteuer für die Ein- 
fuhr der genannten Erzeugnisse soweit herabzuset- 
zen, daß sie der Belastung der gleichartigen inlän- 
dischen Erzeugnisse mit Umsatzsteuer in etwa ent- 
spricht. Die Gesetzesvorlage sieht für die in Rede 
stehenden Waren die gleichen ermäßigten Aus- 
gleichsteuersätze vor, wie sie von der Bundesregie- 
rung bereits für das Zwölfte Gesetz zur Änderung 
des UStG vorgeschlagen worden waren (Hinweis auf 
die Drucksache IV/1047). 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Es handelt sich um die Anpassung von Zolltarif- 
nummern aus dem Zolltarif 1958 an den Zolltarif 
1963, die dm Fünfzehnten Gesetz zur Änderung des 
UStG vom 19. März 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 147) 
unterblieben ist. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 

In der Aufzählung der Gegenstände, für die der er- 
mäßigte Ausfuhrhändlervergütungssatz von 1,5 v.H. 
in Betracht kommt, mußte in Übereinstimmung mit 
§ 7 Abs. 2 Ziff. 2 Buchstabe b UStG Getreide auf- 


geführt werden, weil auch Lieferungen von Getreide 
an Ausfuhrhändler verkommen, die dem Steuer- 
satz von 1,5 v.H. unterliegen (bearbeiteter Reis). 
Eine Ausfuhrhändlervergütung von 4 v. H. ist in 
diesen Fällen nicht gerechtfertigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 

Durch den neuen § 24 Abs. 4 wird bei der Ausfuhr 
von ausgleichsteuerfrei eingeführten Wasserfahr- 
zeugen, die im Inland bearbeitet oder verarbeitet 
worden sind, die Bemessungsgrundlage auf die 
Kosten dieser Bearbeitungen oder Verarbeitungen 
beschränkt. Die Neuregelung soll verhindern, daß 
in diesen Fällen unter Hinweis auf den bisherigen 
Wortlaut der Vorschrift eine Ausfuhrvergütung in 
Höhe von 7 v. H. vom Gesamtwert des Wasserfahr- 
zeuges beansprucht wird. 

Die Änderungen unter Buchstaben a und b sind 
redaktioneller Art und ergeben sich aus der Ände- 
rung des Absatzes 4. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung in 
Anpassung an die Neufassung der Anlage 2 zu § 4 
Ziff. 4 Buchstabe c (vgl. Artikel 1 Nr. 11). 


Zu Artikel 1 Nr. 11 

Die Neufassung des Buchstaben c der Anlagen 2 zu 
§ 4 Ziff. 4 erweitert das sog. Mineralölprivileg auf 
die im Großhandel ausgeführten Lieferungen von 
mittelschwerem und schwerem Heizöl, das der 
Unternehmer aus erworbenem Erdöl gewonnen hat. 
Damit wird der Rechtszustand wiederhergestellt, 
der bis zum 31. Dezember 1958 bestanden hat. Zu 
diesem Zeitpunkt ist die Herstellung von mittel- 
schwerem und schwerem Heizöl aus der für alle 
Mineralölerzeugnisse geltenden Steuerbefreiung 
herausgenommen worden, um zwischen Kohle und 
Heizöl gleiche Wettbewerbsverhältnisse zu schaffen. 
Nachdem ab 1. Dezember 1961 bei der Einfuhr von 
Erdöl Ausgleichsteuer in Höhe von 4 v. H. des 
Wertes erhoben wird, ist die zusätzliche Belastung 
des Heizöls mit einer Umsatzsteuer von 4 v. H. des 
Entgelts unter dem Gesichtspunkt gleicher Wettbe- 
werbsverhältnisse nicht mehr gerechtfertigt. 


Zu Artikel 1 Nr .12 

Zu Buchstabe a 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 6. 

Zu Buchstabe b 

Die Einfügung der Worte „oder gekühlt" bezweckt 
klarzustellen, daß das z. B. in Kühlwagen einge- 
hende frische Gemüse als solches zu behandeln ist 
und dem Steuersatz von 2,5 v. H. unterliegt. 

Die Einfuhr von gefrorenem, sog. tiefgekühltem Ge- 
müse wird hierdurch nicht berührt. Hierfür gilt der 
Ausgleichsteuersatz von 4 v. H. 
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Zu Artikel 1 Nr. 13 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 6. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Zu Buchstabe a 

Seit dem 1. Juni 1963, dem Tag des Inkrafttretens 
des 12. Gesetzes zur Änderung des UStG vom 
16. Mai 1963, gilt für die Einfuhr von nicht ge- 
röstetem Malz (Braumalz) der erhöhte Ausgleich- 
steuersatz von 6 V. H. Bei den Beratungen in den 
Ausschüssen des Bundestages ist s. Z. davon ausge- 
gangen worden, daß das im Inland erzeugte Brau- 
malz insgesamt mit etwa 6 v. H. Umsatzsteuer be- 
lastet sei. Dies trifft zwar für das sog. Handelsmalz 
zu. Es hat sich aber in der Zwischenzeit ergeben, 
daß in der Bundesrepublik Braumalz überwiegend 
als sog. Lohnmalz geliefert wird, dessen Gesamtbe- 
lastung mit Umsatzsteuer knapp 2 v. H. ausmacht. 
Infolgedessen beträgt die durchschnittliche umsatz- 
steuerliche Gesamtbelastung inländischen Brau- 
malzes nicht, wie irrtümlich festgestellt 6 v. H., son- 
dern nur etwa 4 v. H. Die EWG-Kommission er- 
blickt in dem Ausgleichsteuersatz von 6 v. H. für die 
Einfuhr von nicht geröstetem Malz einen Verstoß 
gegen Artikel 95 Abs. 1 des Vertrages. Die Bundes- 
republik ist nach Artikel 95 Abs. 3 des Vertrages 
verpflichtet, den zu hohen Ausgleichsteuersatz zu 
berichtigen. Die Gesetzesvorlage sieht deshalb die 
Entfernung des nicht gerösteten Malzes (Brau- 
malzes) aus der 6 v. H. -Liste vor. 

Zu Buchstaben b und c 

Bei der Aufnahme von Leder der Positionen 41.03- 
B - II und 41.04 - B - II in die 6 v. H. -Liste (Anlage 5 
zu § 7 Abs. 6 Ziff. 1 UStG) ist übersehen worden, das 
in den Anmerkungen zu diesen Tarifnummern ge- 
nannte zugerichtete Leder von dem erhöhten Steuer- 
satz auszunehmen. Leder dieser Art ist, da es weni- 
ger Zurichtungsgänge als die anderen unter diese 
Position fallenden zugeriditeten Leder durchläuft, im 
Inland mit weniger als 6 v. H. Umsatzsteuer belastet. 
Der Ausgleichsteuersatz von 6 v. H. ist mithin für die 
Einfuhr des in den Anmerkungen genannten Leders 
zu hoch. Durch die vorgesehenen Änderungen wird 
das genannte Leder wieder mit dem Ausgleidi- 
steueratz von 4 v. H. belegt. 

Zu Buchstabe d 

Die vorgesehene Änderung ist redaktioneller Art. 
Dadurch soll einwandfrei zu erkennen sein, daß die 
sog. harten Kammgarne nicht dem erhöhten Aus- 
gleichsteuersatz von 6 V. H., sondern dem allgemei- 
nen Satz von 4 v. H. unterliegen. 

Zu Buchstabe e 

Unter kalibrierten Stahlkugeln sind polierte Stahl- 
kugeln zu verstehen, deren Grenzabmaß nicht mehr 
als ± 1 v.H. vom angegebenen Durchmesser, höch- 


stens jedoch + 0,05 mm beträgt. Der Ausgleich- 
steuersatz beträgt 4 v. H. Nicht kalibrierte Stahl- 
kugeln — Tarifnr. 73.40 — - unterliegen, entsprechend 
der inländischen umsatzsteuerlichen Belastung, dem 
erhöhten Ausgleichsteuersatz von 6 v. H. Es unter- 
liegt keinem Zweifel, daß auch kalibrierte Stahl- 
kugeln im Inland mit mindestens 6 v. H. Umsatz- 
steuer belastet sind. Die vorgesehene Änderung 
führt eine einheitliche ausgleichsteuerliche Belastung 
der kalibrierten und der nicht kalibrierten Stahl- 
kugeln herbei. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 

Zu Buchstaben a und b 

Durch Beschluß des Brüsseler Zollrats sind aus der 
Zolltarifnummer 39.01 Textilhilfsmittel, Lederhilfs- 
mittel und Hilfsmittel für die Papierindustrie, soweit 
sie chemisch einheitliche Verbindungen sind, heraus- 
genommen und den Zolltarifnummern 29.25 und 
29.35, die bisher solche Hilfsmittel nicht enthielten, 
zugeordnet worden. Durch die Erweiterung der Ex- 
positionen „aus 29.25" und „aus 29.35" wird eine mit 
der Zolltarifänderung verbundene ungerechtfertigte 
Herabsetzung des Ausfuhrvergütungssatzes für die 
vorerwähnten Gegenstände von 3 v. H. auf 2 v. H. 
vermieden. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um einen Schreibfehler bei der Um- 
stellung der Vergütungsliste auf die Nomenklatur 
des Zolltarifs durch das Fünfzehnte Gesetz zur Än- 
derung des UStG vom 19. März 1964 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 147). 

Zu Artikel 2 

^/'gl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 1. 

Zu Artikel 3 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 2 a. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 bestimmt die Zeitpunkte, von denen ab die 
Vorschriften des Artikels 1 anzuwenden sind. Der 
Anwendungszeitraum für Artikel 1 Nr. 3 entspricht 
der Frist, in der für die Einfuhr gleichartiger aus- 
ländischer Gegenstände Ausgleichsteuer nicht zu er- 
heben ist. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Artikel 6 beistimmt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates vom 10. Juli 1964 


Der Bundesrat hat in dem Beschluß vom 10. Juli 
1964 zum Entwurf eines Sechzehnten Gesetzes zur 
Änderung des Umsatzsteuergesetzes die Bundesre- 
gierung gebeten, im weiteren Gang des Gesetz- 
gebungsverfahrens der Frage, ob durch den vorlie- 
genden Entwurf nicht neue Wettbewerbsverzerrun- 
gen und damit neue Nachteile für die inländische 
Wirtschaft entstehen können, ihre besondere Auf- 
merksamkeit zuzuwenden. 

Wie aus der Niederschrift über die 232. Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses des Bundesrates am 1. Juli 
1964 hervorgeht, bezieht sich der Beschluß des Bun- 
desrates auf die im Gesetzentwurf unter Artikel 1 
Nr. 2 und 5 aufgeführten Vorhaben. Danach ist vor- 
gesehen, die nach § 4 Ziff. 4 und § 7 Abs. 3 UStG 
bestehenden Großhandelsvergünstigungen auf die 
erste Lieferung ausländischer Hersteller im Inland 
auszudehnen. 

Die vorgesehenen Begünstigungen sind für rd. 1 v.H. 
des gesamten Warenimports von Bedeutung. Im we- 
sentlichen handelt es sich hierbei um die Fälle, in 
denen ausländische Hersteller ihre Waren mit eige- 
nen Fahrzeugen im Inland ausliefern oder über un- 
selbständige Tochtergesellschaften im Inland oder 
über inländische Konsignationslager vertreiben. In 
diesen Fällen werden die ausländischen Waren auf 
der Herstellerstufe mit einer Ausgleichsteuer bis 
zu 8 V. H. und daneben für die Lieferung im Inland 
mit einer Umsatzsteuer von 4 v. H. belastet. 

Die Begünstigungen sollen sicherstellen, daß die aus- 
ländischen Waren auf der Herstellerstufe nicht 
höher belastet werden als gleichartige inländische 


Waren. Sie tragen den Verpflichtungen der Bundes- 
regierung auf Grund des EWG-Vertrages und des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) 
Rechnung, die eine steuerliche Benachteiligung aus- 
ländischer Waren nicht zulassen. 

Bei der Abfassung der Vorschriften ist besonderer 
Wert darauf gelegt worden, daß die Erfülung der 
genannten internationalen Abmachungen nicht zu 
umsatzsteuerlichen Nachteilen für gleichartige in- 
ländische Erzeugnisse führt. Aus diesem Grunde 
sieht der Entwurf für die ausländischen Hersteller 
keine allgemeine Umsatzsteuerbefreiung vor. Sie 
sollen vielmehr nach den gleichen Grundsätzen wie 
die inländischen Großhändler besteuert werden. Das 
bedeutet, daß auf sie grundsätzlich der Steuersatz 
von 1 V. H. (§ 7 Abs. 3 UStG) Anwendung findet. 
Eine Befreiung von der Umsatzsteuer ist nur gege- 
ben, soweit Waren der Freiliste 3 (Anlage 1 zu § 4 
Ziff. 4 UStG) geliefert werden. 

Die Bundesregierung wird weiterhin ihre besondere 
Aufmerksamkeit darauf richten, daß eine umsatz- 
steuerliche Diskriminierung inländischer Waren oder 
Wirtschaftszweige nicht eintritt. Es darf jedoch nicht 
übersehen werden, daß sich eine Regelung zur Her- 
beiführung gleicher Wettbewerbsverhältnisse für in- 
und ausländische Waren im Rahmen der Allphasen- 
Bruttoumsatzsteuer nur auf der Grundlage typischer 
Umsatzgeschäfte treffen läßt. Im Einzelfall beste- 
hende Besonderheiten, die sowohl bei der Einfuhr 
ausländischer Waren als auch beim Vertrieb inlän- 
discher Erzeugnisse vorliegen können, müssen bei 
einer entsprechenden gesetzlichen Regelung zwangs- 
läufig in den Hintergrund treten. 
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